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RESOLUTION 66/69

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 9. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/423,
Ziff. 8)1.
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verseuchten Flächen ermöglichen, wieder ein normales Le-
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ligten, an der Gestaltung der Antiminenprogramme mitzuwir-
ken;

9. betont die Wichtigkeit der Zusammenarbeit und
Koordinierung bei Antiminenprogrammen und weist nach-
drücklich auf die Hauptverantwortung der nationalen Behör-
den in dieser Hinsicht hin, betont außerdem, dass den Verein-
ten Nationen und den sonstigen zuständigen Organisationen
dabei eine unterstützende Rolle zukommt, und sieht dem be-
vorstehenden Abschluss der in ihrer Resolution 64/84 gefor-
derten Beurteilung des Umfangs, der Organisation, der Wirk-
samkeit und des Ansatzes der Arbeit der Vereinten Nationen
auf dem Gebiet der Antiminenprogramme durch die Gemein-
same Inspektionsgruppe mit Interesse entgegen;

10. erkennt an, wie wichtig es ist, Antiminenprogram-
me in Waffenruhevereinbarungen und Friedensabkommen
gegebenenfalls ausdrücklich zu erwähnen, da sie in Postkon-
fliktsituationen als Maßnahmen der Friedenskonsolidierung
und der Vertrauensbildung zwischen den beteiligten Parteien
dienen können;

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution und die Weiterver-
folgung früherer Resolutionen über die Unterstützung von
Minenräummaßnahmen und die Unterstützung von Antimi-
nenprogrammen, namentlich über die einschlägigen politi-
schen und sonstigen Maßnahmen der Vereinten Nationen,
vorzulegen und dabei auch auf die Beurteilung des Umfangs,
der Organisation, der Wirksamkeit und des Ansatzes der Ar-
beit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Antiminen-
programme durch die Gemeinsame Inspektionsgruppe einzu-
gehen;

12. beschließt, den Punkt „Unterstützung von Antimi-
nenprogrammen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer acht-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 66/70

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 9. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/424,
Ziff. 8)7.

66/70. Auswirkungen der atomaren Strahlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 913 (X) vom 3. De-
zember 1955, mit der sie den Wissenschaftlichen Ausschuss

der Vereinten Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen
der atomaren Strahlung einsetzte, und auf ihre späteren Reso-
lutionen zu dem Thema, in denen sie unter anderem den Wis-
senschaftlichen Ausschuss ersuchte, seine Arbeit fortzuset-
zen,

besorgt über die schädlichen Auswirkungen, die sich
aus der Strahlenbelastung des Menschen und der Umwelt für
die heutigen und die kommenden Generationen ergeben kön-
nen,

sich dessen bewusst, dass es weiterhin notwendig ist,
Daten über die atomare und die ionisierende Strahlung zu
prüfen und zusammenzustellen und ihre Auswirkungen auf
den Menschen und die Umwelt zu analysieren, sowie im Be-
wusstsein dessen, dass die Menge, die Komplexität und die
Vielfalt dieser Daten zugenommen haben,

in der Erkenntnis, dass der infolge des Erdbebens und
des Tsunamis im März 2011 in Japan eingetretene Unfall im
Kernkraftwerk Fukushima Daiichi Besorgnisse im Hinblick
auf radiologische Folgen aufwirft,

unter Hinweis auf den fünfundzwanzigsten Jahrestag
des nuklearen Unfalls von Tschernobyl,

sowie unter Hinweis auf die Tagung auf hoher Ebene
über nukleare Sicherheit und Sicherung am 22. September
2011 in New York,

ferner unter Hinweis darauf, dass der Generalsekretär
die Generalversammlung bat, den Wissenschaftlichen Aus-
schuss mit den zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen
Kapazitäten und Ressourcen auszustatten8,

erneut erklärend, dass die Fortsetzung der Arbeit des
Wissenschaftlichen Ausschusses wünschenswert ist, und das
verstärkte Engagement der Mitgliedstaaten des Ausschusses
begrüßend,

betonend, dass eine ausreichende, gesicherte und bere-
chenbare Finanzierung sowie eine effiziente Steuerung der
Arbeit des Sekretariats des Wissenschaftlichen Ausschusses
unbedingt erforderlich sind, um die Jahrestagungen zu orga-
nisieren und die Erarbeitung von Dokumenten auf der Grund-
lage der wissenschaftlichen Überprüfungen der Quellen ioni-
sierender Strahlung und ihrer Auswirkungen auf die mensch-
liche Gesundheit und die Umwelt zu koordinieren,

unter Hinweis auf den zehnten Präambelabsatz ihrer Re-
solution 65/96 vom 10. Dezember 2010 und mit Genugtuung
feststellend, dass die neue P-4-Stelle für das Sekretariat des
Wissenschaftlichen Ausschusses besetzt worden ist,

in Anerkennung der zunehmenden Bedeutung der fach-
lichen Tätigkeit des Wissenschaftlichen Ausschusses und der
Notwendigkeit, in unvorhergesehenen Fällen wie dem nu-
klearen Unfall in Japan zusätzliche Arbeit zu leisten,

7 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Armenien, Australien, Belarus,
Belgien, Brasilien, China, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Indonesien, Irland, Italien, Japan, Kasachstan, Lett-
land, Litauen, Luxemburg, Monaco, Österreich, Pakistan, Peru, Polen,
Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Schweiz,
Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische Repu-
blik, Ukraine, Ungarn und Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland. 8 Siehe A/C.4/66/8, Anlage, Ziff. 27 b).




